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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im September 2016 forderte Fabio Regazzi (cvp, TI) in einer parlamentarischen
Initiative, den geltenden Verzugszinssatz von 5 Prozent mittels einer Regelung an die
allgemeine Entwicklung der Marktzinssätze anzubinden. Das schwierige wirtschaftliche
Umfeld bereite insbesondere den KMU Mühe. Ohnehin sei der hohe Verzugszinssatz
eine starke Zusatzbelastung für Unternehmen, die sich finanziell bereits in
Schwierigkeiten befänden, erklärte der Initiant. Im Oktober 2017 gab die RK-NR der
Initiative mit 20 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) Folge, im April 2018 folgte die RK-SR
mit 5 zu 5 Stimmen und Stichentscheid des Präsidenten Robert Cramer (gp, GE). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.04.2018
ANJA HEIDELBERGER

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Die von einer parlamentarischen Initiative Buttet (cvp, VS) geforderte Session extra
muros im Kanton Wallis, in jenem Kanton also, der am stärksten unter der
Zweitwohnungsinitiative zu leiden habe, sollte als Zeichen für Solidarität wirken. Trotz
Antrag des Büros des Nationalrates, dieser Initiative keine Folge zu geben, hiess die
grosse Kammer das Begehren gut. Mit einem Zufallsmehr von 79 zu 77 Stimmen schlug
die Majorität der anwesenden Volksvertreter – eine Mehrheit aus SP, Grünen und CVP –
die Warnungen vor hohen Mehrkosten in den Wind, um den „Alpengraben“ wieder
aufzuschütten. Der Entscheid wurde allerdings im Herbst in der kleinen Kammer
korrigiert. Auch hier kam er knapp mit 19:16 Stimmen zustande. Neben den Kosten
wurde argumentiert, dass Sessionen bisher nur aufgrund von Renovationsarbeiten extra
muros durchgeführt worden seien. Zudem müssten – einmal Ja gesagt – aus
Solidaritätsgründen ganz viele andere Regionen auch berücksichtigt werden. Die Lust
auf Sitzungen ausserhalb von Bern wurde damit allerdings scheinbar nicht gestillt,
reichte doch Ständerat Robert Cramer (gp, GE) im Berichtjahr eine noch nicht
behandelte parlamentarische Initiative ein (13.450), die eine Session extra muros – nota
bene im Kanton Wallis – verlangt, um das 200-jährige Jubiläum des Beitritts der
Kantone Genf, Neuenburg und Wallis zur Schweiz zu feiern. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2013
MARC BÜHLMANN

Um dem sich im Jahr 2015 zum 200. Mal jährenden Beitritt der Kantone Genf, Wallis
und Neuenburg zur Eidgenossenschaft gebührend zu gedenken, regte eine
parlamentarische Initiative Cramer (gp, GE) eine Session extra muros im Kanton Wallis
an. Die Durchführung einer Parlamentssession in genanntem Bergkanton würde die
Vielfalt der Schweiz in geographischer, kultureller und politischer Sicht unterstreichen
– so der Genfer Grüne. Obwohl sich das Büro des Ständerates mit 3 zu 2 Stimmen
gegen das Begehren aussprach, gab die kleine Kammer der Initiative mit 21 zu 17
Stimmen Folge. Das Büro hatte vergeblich geltend gemacht, dass eine Session
ausserhalb von Bern eine absolute Ausnahme bleiben solle, da eine solche nicht nur
finanziell, sondern auch organisatorisch einiges an Ressourcen verschlinge. Damit
würde zudem ein Präjudiz geschaffen, das weitere Forderungen nach sich ziehen
würde. Im Nationalrat wurde der Initiative dann allerdings keine Folge gegeben. Auch
hier hatte sich das Büro gegen den Vorstoss ausgesprochen. Allerdings machte es nicht
nur ähnliche grundsätzliche Gründe geltend wie das Schwester-Büro, sondern auch
ganz praktische: In der Zwischenzeit hatte sich nämlich der vorgesehene Gastkanton
geäussert. Weil 2015 bereits mehrere Grossanlässe stattfänden, sähe sich der Kanton
Wallis nicht in der Lage, die notwendigen Infrastrukturen zur Verfügung zu stellen und
die Vorbereitungsarbeiten umzusetzen. Weil daraufhin der Minderheitsantrag
zurückgezogen wurde, wurde der Initiative keine Folge gegeben. Ein Jahr zuvor hatten
die Räte noch gegenteilig über eine parlamentarische Initiative Buttet (cvp, VS)
entschieden, die ebenfalls eine Session extra muros im Wallis gefordert hätte –
während der Nationalrat damals zugestimmt hatte, hatte der Ständerat dem Begehren
keine Folge gegeben. Grund für den damaligen Vorstoss war die Annahme der
Abstimmung zur Revision des Raumplanungsgesetzes gewesen, die im Kanton Wallis
sehr deutlich abgelehnt worden war. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2014
MARC BÜHLMANN
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Die Sammelvorlage zu den Änderungen des Parlamentsrechts gelangte in der
Frühjahrssession 2018 in den Ständerat. Der Vorlage sei vorgeworfen worden, sie sei
nicht notwendig oder zu vielfältig – leitete Andrea Caroni (fdp, AR) als Sprecher der
SPK-SR sein Votum für Eintreten ein. Es sei aber gerade ein bewusster Entscheid der
beiden Staatspolitischen Kommissionen gewesen, zahlreiche «kleine, aber feine»
Vorstösse gemeinsam umzusetzen. Nichteintreten auf die Vorlage bedeute, dass rund
ein Dutzend einst angenommener Anliegen nicht umgesetzt würden. Die Kommission
empfehle deshalb mit 11 zu 2 Stimmen auf die von der SPK-NR ausgearbeitete Vorlage
einzutreten. Die kleine Kammer folgte dieser Empfehlung diskussionslos. 
In der Folge schuf der Ständerat einige Differenzen zum Nationalrat. Zuerst führten die
Kantonsvertreterinnen und -vertreter den von der grossen Kammer gestrichenen und
auf eine parlamentarische Initiative Streiff-Feller (evp, BE; Pa.Iv. 14.472)
zurückgehenden Passus der SPK-NR wieder ein, der verlangte, dass arbeitnehmende
Ratsmitglieder bei Amtsantritt ihre Funktion und ihren Arbeitgeber angeben. Bei Einsitz
in Führungs- und Aufsichtsgremien oder bei Beratungs- und Expertentätigkeiten soll
ein Ratsmitglied zudem angeben müssen, ob die Tätigkeit bezahlt oder ehrenamtlich
ausgeführt wird. Auch bei der Möglichkeit, in begründeten Fällen
Kommissionsunterlagen veröffentlichen zu können, beschloss der Ständerat entgegen
der Entscheidung des Nationalrats, der diesen Abschnitt streichen wollte, dem
ursprünglichen Entwurf zu folgen. Bereits in der SPK-SR umstritten und mit einem
Minderheitsantrag Cramer (gp, GE) bekämpft wurde der Vorschlag, dass über Anträge
von Einigungskonferenzen obligatorisch abgestimmt werden soll. Dies war bis anhin nur
der Fall, wenn Gegenanträge gestellt wurden. Robert Cramer fand im Rat Gehör mit
seinem Argument, dass diese Änderung weder nötig noch kohärent mit dem System sei.
Anträge von Einigungskonferenzen seien nicht mit (obligatorischen)
Schlussabstimmungen gleichzusetzen, weil sie ja eben nicht am Ende stünden. Mit 33 zu
12 Stimmen folgte die kleine Kammer dem Genfer Grünen. Ein Minderheitsantrag lag
auch beim nächsten Element der Vorlage vor, nämlich der Frage, ob
Schlussabstimmungen der beiden Räte gleichzeitig, also am gleichen Tag stattfinden
müssten oder nicht. Für die Kommission führte Andrea Caroni aus, dass bis 1991
Gleichzeitigkeit gesetzlich geregelt gewesen sei. Diese Regel sei aber bei einer Revision
«unbemerkt» aus dem Gesetz «gefallen». Die langjährige Praxis, Schlussabstimmungen
gleichzeitig durchzuführen, habe sich aber trotzdem gehalten. Eine knappe
Kommissionsmehrheit wollte diese Praxis analog zum Vorschlag der SPK-NR
beibehalten. Eine Minderheit Minder (parteilos, SH) schlug hingegen vor, dass die
Schlussabstimmungen nicht am gleichen Tag, sondern in der gleichen Session
stattzufinden hätten. Thomas Minder begründete sein Anliegen mit
Kosteneinsparungen. Meistens müssten die Mitglieder des Ständerats extra am Freitag
der letzten Sessionswoche nach Bern fahren, nur um gleichzeitig mit dem Nationalrat
Schlussabstimmungen durchführen zu können. Damit würden
Übernachtungsentschädigungen und Essensspesen von rund CHF 137'000 pro Jahr für
einen «alten Zopf» ausgegeben. Wohl auch, weil sowohl das Büro-SR als auch die
Redaktionskommission (REDK) argumentierten, dass es für die Funktion des Parlaments
wichtig sei, dass beide Räte am letzten Tag anwesend seien, unterlag die Minderheit mit
6 zu 37 Stimmen. Mehr Erfolg hatte eine Minderheit Engler (cvp, GR), die – unterstützt
von 29 gegen 13 Stimmen – festschreiben wollte, dass der Bundesrat bei einer
Botschaft zu einem neuen Gesetz eine Aussage darüber machen müsse, ob dieses
Gesetz befristet werden könne. Darüber hinaus soll eine noch nicht behandelte Motion
Lombardi (cvp, TI; Mo. 17.3961) umgesetzt werden, gemäss der bei Erlassentwürfen auch
die Folgen für Auslandschweizerinnen und -schweizer abgeschätzt werden sollten. Mit
41 zu 0 Stimmen (bei einer Enthaltung) wurde die so veränderte Gesetzesvorlage in der
Gesamtabstimmung angenommen.  
Auch die Verordnung, die anschliessend beraten wurde, passierte die
Gesamtabstimmung einstimmig (43 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung). Neben einer
redaktionellen Änderung gab hier die Idee der SPK-SR zu reden, mit der das in der
Verordnung neu geplante Register mit Angaben zu den Auslandreisen aller
Parlamentsmitglieder noch hätte verschärft werden sollen. Der Vorschlag von Roland
Eberle (svp, TG), die nationalrätliche Fassung beizubehalten – und somit die
«Selbstkasteiung» einzuschränken –, wurde mit 36 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen)
gutgeheissen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2018
MARC BÜHLMANN
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Am 13. März 2014 nahm der Ständerat die Debatte über eine parlamentarische Initiative
der UREK-NR über die indirekten Auswirkungen von Agrotreibstoffen auf. Die
parlamentarische Initiative war 2013 im Nationalrat angenommen worden. Die UREK-SR
empfahl die Annahme des Geschäfts, wollte jedoch eine Bedingung für
Steuererleichterungen der Treibstoffe aus der nationalrätlichen Fassung entfernen.
Eine Minderheit Cramer (gp, GE) hielt jedoch an der Formulierung fest. Mit 23 zu 17
Stimmen folgte der Rat seiner Kommission und schuf eine Differenz zum Nationalrat. In
der Gesamtabstimmung wurde die Initiative mit 39 gegen 2 Stimmen angenommen.
Dem Nationalrat wurde von seiner Kommission die Zustimmung zum Beschluss des
Ständerates empfohlen. Er folgte dieser Empfehlung am 17. März diskussionslos und
nahm die Initiative in der Schlussabstimmung vom 21. März mit 138 zu 56 Stimmen bei 2
Enthaltungen an, wobei die SVP-Fraktion geschlossen zusammen mit einer Stimme aus
der BDP ablehnte und alle anderen Fraktionen geschlossen dafür stimmten. Der
Ständerat nahm die Initiative in der Schlussabstimmung mit 42 Stimmen einstimmig
an. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

A la suite de la procédure de consultation, les sénateurs et sénatrices se sont
prononcé-e-s sur l'initiative parlementaire Müller (plr, AG), demandant les mêmes
conditions de regroupement familial pour les personnes à protéger et les personnes
admises à titre provisoire. Le but de celle-ci est de rendre le statut de personne à
protéger ou permis S utilisable dans la pratique de la loi sur l'asile (LAsi). Ce statut,
utilisé une seule fois durant les guerres des Balkans, permet de décider en urgence de
protéger des personnes sans devoir leur octroyer l'asile, si elles fuient un conflit qui ne
les vise pas directement, mais qui empêche un retour au pays. L'un des obstacles à
l'attribution de ce permis par les autorités est sa relative largesse en ce qui concerne
l'attribution du droit au regroupement familial. C'est pour cela que l'initiative en
demande un octroi qui soit égal à celui prévu par le statut d'admission provisoire. La
plupart des cantons se sont opposés à l'initiative, estimant que la décision par rapport
au regroupement familial devait, dans le cadre de ce permis, rester en mains fédérales.
La sénatrice Lisa Mazzone (pes, GE), qui reprenait la position de minorité de son
prédécesseur Robert Cramer (pes, GE) s'est exprimée contre le permis qu'elle trouve
peut praticable en réalité; en raison notamment de la difficulté de prévoir la durée d'un
conflit armé et de l'étroitesse du regroupement familial proposé. Selon elle, si un-e
membre de la famille est à protéger, il doit en aller de même pour tout-e-s les autres.
Néanmoins, la chambre haute a suivi l'avis de la majorité de la commission et du
Conseil fédéral, et a voté en faveur d'une entrée en matière, par 26 voix contre 14. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2020
SOPHIE GUIGNARD
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